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Mit Recht  an Ihrer Seite

Rechtsfragen an Fachanwalt Dr. Stebner

Können Patienten zwei 
Rechnungen für eine Leistung 
verlangen?

Frage:
Meine Patientin ist privat versi-
chert und beihilfeberechtigt. Mei-
ne GOÄ-Liquidation über die Ge-
samtbehandlung hat sie bezahlt. 
Jetzt möchte sie eine Zweitrech-
nung für die Kostenerstattung ha-
ben. Ich soll in der Zweitrechnung 
nur Ernährungsberatung ausweisen, 
aber den Gesamtbetrag der Rech-
nung ansetzen. Darf ich die Zweit-
rechnung ausstellen? 

Antwort:
Ihre Patientin wird die Gesamtrech-
nung zur Kostenerstattung bei der 
Beihilfefestsetzungsstelle einge-
reicht haben. Nunmehr möchte 
sie eine zweite Rechnung über 
den gesamten Betrag der Heilbe-
handlung einschließlich Ernährungs-
beratung, jedoch nur ausgewiesen 
als Ernährungsberatung, um eine 
Kostenerstattung durch ihre Priva-
te Krankenversicherung ausschließ-

lich für Ernährungsberatung in voller 
Höhe der Heilbehandlung zu er-
halten. Ihre Patientin möchte eine 
Kostenerstattung erlangen, die ihr 
so nicht zusteht. Mit Ihrer Hilfe 
soll eine Täuschung des Kosten-
trägers erfolgen. Ihre Vermutung, 
dass dies rechtswidrig ist, ist zutref-
fend, denn eine Anwendung von 
§ 263 StGB „Betrug“ (www.gesetze-
im-internet.de) liegt nahe. Ich emp-
fehle Ihnen deshalb, keine weitere 
Rechnung auszustellen. Ihre Patien-
tin kann die Rechnung, die sie be-
reits erhalten hat, weiterverwenden 
zur Kostenerstattung bei ihrer Pri-
vaten Krankenversicherung. Dies ist 
bei beihilfeberechtigten Patienten 
so auch üblich. Wenn Ihre Patien-
tin die Rechnung von der Beihilfe-
festsetzungsstelle nicht zurückerhält, 
können Sie ihr ein Duplikat ausstel-
len, welches sie dann bei der Priva-
ten Krankenversicherung einreicht. 
Das übliche Verfahren ist freilich, 
dass die Beihilfefestsetzungsstelle 
die eingereichte Rechnung nach 
Prüfung und Kostenerstattung ab-
stempelt mit „für Beihilfezwecke 
verwendet“ und der Beamtin mit 
dem Bescheid über die Kostener-
stattung zurückschickt. 

Meine neu entwickelte 
Therapie: Was ist rechtlich 
zu tun?

Frage:
Ich habe eine neue Therapie ent-
wickelt. Muss ich diese eintragen, 
damit sie als Therapie gilt? Oder 
erst einmal die Allgemeinfrage, was 
gilt bereits als Therapie? 

Antwort:
Eine Therapie ist eine Methode, 
die der Heilbehandlung dient. Eine 
neue Therapie wäre beispielswei-
se auch die Kombination verschie-

dener bekannter Therapien in be-
sonderer Weise. Eine Anmeldung 
oder gar Genehmigung solcher in-
dividuell entwickelter Methoden ist 
gesetzlich nicht vorgesehen. Wenn 
Sie eine neue Therapie entwickeln 
und diese mit einem besonderen 
Namen kennzeichnen, könnte sich 
auch ein Markenschutz anbieten. 
Beim Deutschen Patent- und Mar-
kenamt kann eine Wortmarke oder 
eine kombinierte Wort-/Bildmarke 
eingetragen werden. Näheres fin-
den Sie auf der Website: https://
www.dpma.de. 

Pflicht zum 
Behandlungsbericht?

Frage:
Kann mich mein Privatpatient ver-
pflichten, einen Behandlungsbericht 
nach Abschluss der Behandlung zu 
schreiben?

Antwort:
Mit Ihren Patienten schließen Sie 
einen Behandlungsvertrag nach 
§ 630a BGB (www.gesetze-im-
internet.de). Der Behandlungs-
vertrag enthält Hauptpflichten für 
beide Vertragspartner. Für Sie als 
Arzt ist dies eine sorgfältige Heil-
behandlung nach den im Gesetz 
genannten Kriterien und nach Auf-
klärung mit Einwilligung des Patien-
ten. Der Behandlungsvertrag enthält 
auch Nebenpflichten. Dazu gehört 
beispielsweise ein gefahrloser Zu-
gang zur Praxis. Eine weitere Ne-
benpflicht ist es, alles Zumutbare 
(gegen Honorar) zu tun, damit Ihr 
Patient eine Kostenerstattung erhält. 
Dazu kann dann auch ein Befundbe-
richt gehören, der die medizinische 
Notwendigkeit der Heilbehandlung 
nach § 192 Versicherungsvertrags-
gesetz begründet. Verlangt also Ihr 
Patient einen Behandlungsbericht, 
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sind Sie verpflichtet, diesen zu ver-
fassen, anderenfalls können Scha-
densersatzansprüche drohen. 

Ist der Ortsname in der 
Domain erlaubt?

Frage:
Ich habe widersprüchliche Infor-
mationen darüber, ob ich für mei-
ne Homepage in der Domain den 
Ortsnamen aufnehmen kann. Wie 
ist die Rechtslage?

Antwort:
Sie können ohne Weiteres ge-
ografische Bezeichnungen wie 
Städte verwenden, wenn sie hin-
reichend individualisiert sind. Bei-
spiel: dr.berg.muenchen. Möglich 
wäre auch, Ihr Fachgebiet hinzu-
zusetzen. Beispiel: urologie.muen
chen.dr.berg. 

Zahlungsunwillige Privat-
patienten: Darf ich ein 
Inkassobüro beauftragen?

Frage:
Ich habe immer wieder einmal Pri-
vatpatienten, die meine GOÄ-Li-
quidation nicht bezahlen oder 
nur nach mehrfachen Mahnun-
gen. Aktuell habe ich eine Pati-
entin, die ich mündlich (während 
der Fortsetzung der Behandlung) 
und schriftlich an die Zahlung er-
innert habe. Sie hat dann eine so 
bezeichnete erste und eine zwei-
te Mahnung erhalten. Auch jetzt 
Fehlanzeige. Gerne würde ich den 
Fall an ein Inkassobüro überge-
ben, damit ich die Sache los bin. 
Der Betrag ist gar nicht so groß, 
weshalb die Übergabe an einen 
Rechtsanwalt meiner Meinung nach 
nicht gerechtfertigt ist. Darf ich 
bei zahlungsunwilligen Privatpa-
tienten ein Inkassobüro einschal-
ten? Muss ich erst mehrfache Mah-
nungen voranschicken oder gar 
die Einschaltung des Inkassobü-
ros androhen?

Antwort:
Aus dem Behandlungsvertrag, dem 
ärztlichen Berufsrecht und § 203 
StGB ergibt sich Ihre Schweige-
pflicht. Sie gilt – ohne ausdrück-
liche Entbindung – auch für die 
Weitergabe von Daten an ein In-
kassobüro. Mitarbeiter von Inkas-
sounternehmen unterliegen nicht 
der Schweigepflicht. Deshalb geht 
man allgemein, genauso wie bei 
Verrechnungsstellen für den For-
derungseinzug, davon aus, dass In-
kassounternehmen nicht beauftragt 
werden können, ohne Entbindung 
von der Schweigepflicht. Für die-
se Rechtslage ist es unerheblich, 
wie hoch die Rechnungssumme ist 
oder wie häufig der Patient gemahnt 
wurde. Der Ausweg ist stattdessen 
die Beauftragung eines Rechtsan-
walts. Rechtsanwälte sind Organe 
der Rechtspflege und unterliegen 
der Schweigepflicht. Zahlt ein Pa-
tient nicht, kann ohne Weiteres ein 
Rechtsanwalt mit dem Forderungs-
einzug beauftragt werden. Das vor-
herige Einverständnis des Patienten 
ist nicht erforderlich.

Copyright auf Portraitfotos 
für meine Praxis

Frage:
Eine Fotografin hat für meine Pra-
xis-Website und für Online-Portale 
Portraitfotos und andere praxisbe-
zogene Bilder gemacht. Diese habe 
ich bezahlt und damit auch das Ver-
öffentlichungsrecht erhalten – rich-
tig? Mich verwundert nämlich, dass 
sie die dann von mir ausgewählten 
Fotos mit ihrem Copyright und Na-
men versehen wird, und zwar di-
rekt auf dem Bild am unteren linken 
Rand. Doch erstens sieht das nicht 
hübsch aus, und zweitens verwei-
se ich doch im Impressum, sofern 
vorhanden, auf sie als Fotografin. 
Auch wenn kein Impressum vor-
handen sein sollte, was ja zuwei-
len bei Online-Bewertungsportalen 
der Fall ist, stört ihr Name auf mei-

nem Portraitfoto und den anderen 
Fotos der Praxis. Ich bitte Sie, mich 
in dieser Frage aufzuklären.

Antwort:
Mit der Fotografin haben Sie einen 
Dienstvertrag abgeschlossen, der un-
terschiedlich ausgestaltet sein kann. 
Der Zweck der Aufnahmen dürfte 
auch ohne schriftliche Vereinba-
rung klar bestimmt sein, nämlich 
zur beruflichen Verwendung. Ge-
genstand des Vertrages sollte auch 
sein, dass Sie das uneingeschränk-
te Verwendungsrecht haben und 
die Fotografin eben keine Rechte 
mehr an den Bildern hat, schließ-
lich haben Sie diese bezahlt, wie 
Sie richtig anführen. Empfehlens-
wert ist der Abschluss eines schrift-
lichen Vertrages, jedoch wird sich 
in Ihrem Fall, wenn kein schriftli-
cher Vertrag abgeschlossen wor-
den ist, aus den Umständen der 
zuvor von mir geschilderte Inhalt 
ergeben. Ihre Fotografin hat also 
kein Recht, „Copyright“ auf das Bild 
zu setzen. „Copyright“ drückt übri-
gens kein eigenständiges Urheber-
recht aus. Das Urheberrecht ent-
steht bzw. kann übertragen werden 
nach dem Urheberrechtsgesetz auch 
ohne nähere Bezeichnung. Ob der 
Name der Fotografin zum Bild ge-
setzt werden kann (wie Sie dies öf-
ters bei Fotos sehen), ist Vereinba-
rungssache. ◄
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